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L502 2169688-1/22E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Nikolas BRACHER als Einzelrichter Gber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX', StA. Irak, vertreten durch die XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamts fir Fremdenwesen und
Asyl vom 11.08.2017, FZ. XXXX , nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung am 13.11.2020 beschlossen und zu
Recht erkannt:

A)
1. Das Beschwerdeverfahren wird hinsichtlich der Spruchpunkte | und Il eingestellt.
2. Die Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt Ill, erster Satz, als unbegriindet abgewiesen.

3. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt Ill, zweiter Satz, stattgegeben und festgestellt, dass die Erlassung
einer Ruckkehrentscheidung gegen XXXX gemal? 8 52 FPGiVm 8 9 Abs. 3 BFA-VG auf Dauer unzulassig ist.

4. Gemal § 55 Abs. 1 Z. 2 AsylGwird XXXX eine ,Aufenthaltsberechtigung plus” erteilt.

5. Die Spruchpunkte Ill, dritter Satz, und IV werden ersatzlos behoben.
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B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefuhrer (BF) stellte im Gefolge seiner illegalen Einreise in das Bundesgebiet am 05.04.2015 einen
Antrag auf internationalen Schutz.

2. Am 06.04.2015 erfolgte seine Erstbefragung durch ein Organ des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes.

3. Mit Eingabe vom 31.03.2016 ersuchte er das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) um eine Entscheidung
Uber seinen Antrag und kiindigte unter einem die Einbringung einer SGumnisbeschwerde an.

4. Am 22.08.2016 langte eine Anfrage des AMS betreffend den Aufenthaltsstatus des BF beim BFA ein.

5. Am 03.10.2016 langte beim BFA eine Mitteilung Uber die Abmeldung des BF von der staatlichen Grundversorgung fur
Asylwerber ein.

6. Am 14.10.2016 langte eine anonyme Mitteilung den Herkunftsort und die Lebensumstande des BF im Herkunftsstaat
betreffend beim BFA ein.

7. Mit Eingabe vom 21.06.2017 gab ein ehemaliger rechtsfreundlicher Vertreter des BF die Erteilung der
Vertretungsvollmacht bekannt.

8. Am 22.06.2017 wurde er vom BFA zu seinem Antrag auf internationalen Schutz niederschriftlich einvernommen.
Im Zuge der Einvernahme brachte er mehrere Beweismittel in Vorlage, die in Kopie zum Akt genommen wurden.

Ihm wurde auch das Landerinformationsblatt des BFA zum Herkunftsstaat zur Kenntnis gebracht und ihm die
Moglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme dazu eingeraumt.

9. Im Gefolge der Vorlage eines nationalen Reisepasses hielt das BFA in einem Aktenvermerk vom 22.06.2017 die
Anderung seiner Identitat fest.

10. Am 30.06.2017 langte beim BFA eine Stellungnahme des Vertreters des BF zum Landerinformationsblatt ein.

11. Mit dem im Spruch genannten Bescheid des BFA vom 11.08.2017 wurde sein Antrag auf internationalen Schutz
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal? § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z. 13 AsylG abgewiesen
(Spruchpunkt I). GemaR § 8 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z. 13 AsylG wurde der Antrag auch hinsichtlich der Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Irak abgewiesen (Spruchpunkt Il). Ein
Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswtrdigen Grinden wurde ihm gemal3 8 57 AsylG nicht erteilt und gemaR§ 10
Abs. 1 Z. 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG gegen ihn eine Ruckkehrentscheidung gemaf38 52 Abs. 2 Z. 2 FPG erlassen sowie
gemald 8 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass seine Abschiebung in den Irak gemalR§ 46 FPG zuladssig ist (Spruchpunkt III).
Gemal 8 55 Abs. 1 bis 3 FPG wurde ihm eine Frist von 14 Tagen ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung fir die
freiwillige Ausreise gewahrt (Spruchpunkt IV).

12. Mit Verfahrensanordnung des BFA vom 14.08.2017 wurde ihm von Amts wegen gemadaf38 52 BFA-VG ein
Rechtsberater fur das Beschwerdeverfahren beigegeben.

13. Gegen den seinem Vertreter am 16.08.2017 zugestellten Bescheid wurde mit Schriftsatz desselben vom 30.08.2017
binnen offener Frist in vollem Umfang Beschwerde erhoben.

14. Mit 04.09.2017 langte die Beschwerdevorlage des BFA beim Bundesverwaltungsgericht (BVwG) ein und wurde das
gg. Beschwerdeverfahren der nunmehr zustandigen Abteilung des Gerichts zur Entscheidung zugewiesen.

15. Am 02.12.2019 gab der vormalige Vertreter die Auflésung des Vollmachtsverhaltnisses bekannt.
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16. Am 30.01.2020 langte im Wege des BFA ein Bescheid des AMSXXXX Uber die Erteilung einer
Beschaftigungsbewilligung fur den BF ein.

17. Am 07.04.2020 langte im Wege des BFA ein polizeilicher Abtretungsbericht den BF betreffend beim BVwG ein. Am
08.04.2020 folgte eine diesbezugliche Verstandigung vom Rucktritt von der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft.

18. Mit Eingabe vom 02.11.2020 brachte die Vertretung des BF mehrere Beweismittel in Vorlage.

19. Das BVwG fuhrte am 13.11.2020 eine mundliche Verhandlung in der Sache des BF in dessen Anwesenheit und der
einer Vertreterin durch.

Das BVwWG erstellte Ausziige aus den Datenbanken der Grundversorgungsinformation, des AJ-Web, des Melde- sowie
des Strafregisters und brachte landerkundliche Informationen den Herkunftsstaat des BF betreffend ins Verfahren ein.

20. Mit Eingabe vom 04.02.2021 brachte die nunmehrige Vertretung des BF weitere Integrationsnachweise sowie eine
Vertretungsvollmacht in Vorlage.

21. Mit Schriftsatz vom 11.02.2021 zog die Vertretung des BF dessen Beschwerde gegen die Spruchpunkte | und Il des
bekampften Bescheides zurtick.

22. Mit Eingabe vom 12.03.2021 legte der BF einen weiteren Integrationsnachweis vor.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Identitat des BF steht fest. Er ist irakischer Staatsangehoriger, gehort der arabischen Volksgruppe und der
sunnitischen Glaubensgemeinschaft an. Er ist ledig und kinderlos, gesund und arbeitsfahig. Er hat seit etwa einem
halben Jahr eine Freundin in Osterreich. Ein gemeinsamer Haushalt mit ihr besteht nicht.

Er stammt aus Bagdad. Dort besuchte er von 2000 bis 2013 die Schule, welche er mit Matura abschloss. Er ging
nebenbei mehreren handwerklichen Beschaftigungen nach, verfiigt jedoch tber keine berufliche Ausbildung im Irak.

Im Irak leben noch seine Mutter, ein Bruder und zwei Schwestern. Seine Mutter, der Bruder und eine der Schwestern
bewohnen dort das Haus der Familie in Bagdad. Eine andere im Irak lebende Schwester ist verheiratet und wohnt mit
ihrer Familie ebenfalls in Bagdad. Sein Bruder ist als Fernsehreporter erwerbstatig, seine Mutter Rechtsanwaltin im
Ruhestand. AuRBerdem leben noch seine GroReltern mutterlicherseits sowie ein Onkel im Irak. Sein Vater ist bereits
verstorben. Er steht mit seinen Angehérigen im Irak in regelméRigem Kontakt. Eine weitere Schwester ist in Osterreich
mit deren Familienangehdrigen als Asylwerberin aufhaltig. Er besucht seine Schwester mehrmals im Jahr fir einige
Tage. Ein gemeinsamer Wohnsitz mit ihr besteht nicht.

Er hat den Irak am 22.06.2014 auf legalem Wege ausgehend von Bagdad nach Istanbul verlassen, wo er sich in der
Folge fur etwa neun Monate aufhielt, ehe er im Marz 2015 illegal und schlepperunterstitzt nach Griechenland in das
Gebiet der europdischen Union gelangte. In Griechenland wurde er im Gefolge einer polizeilichen Anhaltung
erkennungsdienstlich behandelt und des Landes verwiesen. Danach setzte er seine schlepperunterstitzte Reise Uber
mehrere europaische Staaten fort und reiste schlielich unrechtmaRig in das 6sterreichische Bundesgebiet ein, wo er

am 05.04.2015 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte und sich seither aufhalt.

Er bezog bis 01.09.2016 Leistungen der staatlichen Grundversorgung in Osterreich. Danach trat er mit 01.09.2016 in
ein Ausbildungsverhaltnis zum zahnarztlichen Assistenten ein, wobei er diese Ausbildung am 16.12.2019 erfolgreich
abgeschlossen hat. Er bestritt seinen Lebensunterhalt fortan bis 31.12.2019 durch die Einkinfte aus dieser
Erwerbstatigkeit. Mit Bescheid des AMS vom 30.01.2020 wurde ihm eine von 07.03.2020 bis 06.03.2021 gultige
Beschaftigungsbewilligung als Servierkraft im Ausmal? von 40 Wochenstunden erteilt. Von 07.03.2020 bis 16.03.20202
und von 21.05.2020 bis 18.10.2020 bestritt er seinen Lebensunterhalt durch eine Erwerbstatigkeit als Servierkraft im
Ausmald von 20 Wochenstunden. Von 01.09.2019 bis 09.09.2019, von 29.01.2020 bis 06.03.2020 und von 17.03.2020
bis 20.05.2020 bezog er Arbeitslosengeld. Per 29.03.2021 tritt er mit Unterstitzung des AMS eine einjahrige Ausbildung

zum Schwarzdecker an.

Er hat in Osterreich mehrere Deutschkurse und -seminare besucht. Am 20.02.2021 legte er mit Erfolg die
Sprachprifung auf dem Niveau B1 ab. Er spricht Arabisch als Muttersprache und verfligt Gber sehr gute Kenntnisse
der deutschen Sprache. Seit Janner 2016 betatigte er sich auBerdem ehrenamtlich in einem Verein.



Er ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.
2. Beweiswurdigung:

2.1. Beweis erhoben wurde im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren durch Einsichtnahme in den gg. Verfahrensakt
unter zentraler Berticksichtigung der niederschriftlichen Angaben des BF, des bekampften Bescheides, des
Beschwerdeschriftsatzes und der sonstigen im Zuge des Verfahrens von ihm vorgelegten Beweismittel, die
Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung, die Einsichtnahme in ldnderkundliche Informationen des BVwWG sowie
die Einholung von Auskinften des Zentralen Melderegisters, des Strafregisters, des AJ-Web und des
Grundversorgungsdatensystems.

2.2. Ildentitat und Staatsangehorigkeit des BF waren auf der Grundlage des vorgelegten nationalen Reisepasses
feststellbar.

Die Feststellungen zu seiner Volksgruppenzugehorigkeit und Zugehorigkeit zur sunnitischen Religionsgemeinschaft, zu
seinen sozialen und wirtschaftlichen Verhéltnissen vor der Ausreise sowie in Osterreich im Gefolge derselben, zu
seinen Sprachkenntnissen, zu seinen Reisebewegungen und seinem Aufenthalt im Bundesgebiet, zum Abschluss einer
beruflichen Ausbildung und seiner sonstigen hiesigen Erwerbstatigkeit, zur strafgerichtlichen Unbescholtenheit und
seinen sonstigen Integrationsbemuhungen ergaben sich in unstrittiger Weise aus einer Zusammenschau seiner
eigenen Angaben im Verlauf des gegenstandlichen Verfahrens, dem in der muindlichen Verhandlung gewonnenen
personlichen Eindrucks, dem Inhalt der von ihm vorgelegten Unterlagen sowie aus den vom BVwG eingeholten

Informationen der genannten Datenbanken.
3. Rechtliche Beurteilung:

Mit Art. 129 B-VG idFBGBI. | 51/2012 wurde ein als Bundesverwaltungsgericht (BVwG) zu bezeichnendes

Verwaltungsgericht des Bundes eingerichtet.

Gemall Art. 130 Abs. 1 Z. 1 B-VG erkennt das BVwG Uuber Beschwerden gegen einen Bescheid einer

Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das BVwG tber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den

Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.

Gemald Art. 132 Abs. 1 Z. 1 B-VG kann gegen einen Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit

Beschwerde erheben, wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet.

Gemal Art. 135 Abs. 1 B-VG iVm § 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG) idFBGBI | 10/2013 entscheidet
das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung

durch Senate vorgesehen ist.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz Uber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | 33/2013 idFBGBI |
122/2013, geregelt (8 1 leg.cit). GemaR8 58 Abs 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal} § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erklarung tber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.
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Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

Gemal § 28 Abs. 2 VWGVG hat lGber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z1 B-VG das Verwaltungsgericht dann in der
Sache selbst zu entscheiden, 1. wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des mal3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Mit Datum 1.1.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005)BGBI. | Nr.
100/2005, zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 53/2019.

Mit dem BFA-Einrichtungsgesetz (BFA-G) idF BGBI. | Nr. 68/2013, in Kraft getreten mit 1.1.2014, wurde das Bundesamt
fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) als Rechtsnachfolger des vormaligen Bundesasylamtes eingerichtet. Gemal3 § 3 Abs.
1 BFA-VG obliegt dem BFA u.a. die Vollziehung des BFA-VG und des AsylG 2005 idgF.

GemalRR & 7 Abs. 1 Z. 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Bescheides des
Bundesamtes.

ZUuA)

1.1. GemalR8 7 Abs. 2 VwGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zuldssig, wenn die Partei ausdricklich auf die
Beschwerde verzichtet hat.

Das Vorliegen eines Beschwerdeverzichts ist besonders streng zu prifen. Voraussetzung fur einen rechtswirksamen
Beschwerdeverzicht ist, dass er frei von Willensmangeln und in Kenntnis seiner Rechtsfolgen abgegeben wurde.
Besondere Formerfordernisse bestehen nicht. Unter diesen Voraussetzungen ist nicht nur ein Verzicht auf die
Einbringung einer Beschwerde, sondern auch ein nachtraglicher Verzicht durch Zurlicknahme einer Beschwerde
wirksam. Der Beschwerdeverzicht ist unwiderruflich, hindert allerdings nicht die Wiederaufnahme des Verfahrens (vgl.

Fister/Fuchs/Sachs: Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, Kommentar; § 7 VwGVG, Anm. 8, mit Judikaturhinweisen).

Der im Hinblick auf§ 17 VwWGVG im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nicht anwendbare8 63 Abs. 4 AVG, an dessen
Stelle der 8 7 Abs. 2 VWGVG tritt, bestimmt in inhaltlich identer Weise, dass eine Berufung gegen einen Bescheid nicht
mehr zuldssig ist, wenn eine Partei - nach Zustellung oder Verkindung desselben - ausdricklich auf die Berufung
verzichtet hat. Der nachtragliche Berufungsverzicht in Form der Zurlickziehung der Berufung ist, wenn auch gesetzlich
nicht ausdrucklich vorgesehen, nach der Rsp des VwGH gleichermalRen rechtswirksam. Auch eine
Berufungszurickziehung bewirkt, dass die bereits eingebrachte Berufung nicht mehr meritorisch erledigt werden darf
und der angefochtene Bescheid unwiderruflich und endgultig in formelle Rechtskraft erwachst. Einer bedingten
Zuruckziehung kommt wiederum keine Rechtswirkung zu. Besondere Formerfordernisse sind auch fiur die
Zuruckziehung der Berufung nicht vorgesehen, sie kann in jeder technischen Form geschehen, die eine Behorde zu
empfangen in der Lage ist. Sie muss allerdings ausdricklich und zweifelsfrei ausgesprochen werden, was besonders
streng zu prufen ist. Bei Fehlen einer ausdrucklichen Erklarung darf diese nicht blof3 aus dem Sinn einer Eingabe an die
Behorde erschlossen werden. Sie muss jedenfalls frei von Willensmangeln erfolgen, so darf kein Irrtum auf Seiten der
Partei vorliegen, der etwa durch ein, wenn auch nicht notwendiger Weise schuldhaftes, behdrdliches Verhalten
veranlasst wurde, oder die Partei Gber behérdlichen Druck oder Zwang agieren. Im Ubrigen ist nur auf die
Parteienerklérung als solche unabhangig von den Absichten und Beweggrinden, welche die Partei zur Zurtickziehung
veranlasst haben, abzustellen (vgl. Hengstschlager/Leeb: Kommentar, 8 63 AVG, Rz 73-76, mit Judikaturhinweisen).

1.2. Mit Schriftsatz vom 11.02.2021 zog die Vertreterin des BF dessen Beschwerde gegen die Spruchpunkte | und Il des
bekampften Bescheides des BFA zurlck.

In Anwendung der oben wiedergegebenen Rechtsgrundsatze war sohin von einer ausdrucklichen und eindeutigen
Willenserkldrung des BF durch seine bevollmachtigte Vertretung im Sinne einer - unwiderruflichen - Zurtckziehung
seiner Beschwerde gegen den erstinstanzlichen Bescheid auszugehen. An diese Erklarung ist das erkennende Gericht
angesichts nun nicht mehr bestehender Kompetenz zur Entscheidung in der Sache gebunden.

1.3. Folgerichtig war das Beschwerdeverfahren in diesem Umfang einzustellen, womit der bekdmpfte Bescheid auch in
diesem Umfang in formelle Rechtskraft erwachst.

2.1.8 10 AsylG lautet:
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(1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ruckkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemal dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemal 88 4 oder 4a zurtickgewiesen wird,
2. der Antrag auf internationalen Schutz gemaf3 8 5 zurtickgewiesen wird,

3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

5.  einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und in den Fallen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaR & 57 nicht erteilt wird sowie in den
Fallen der Z 1 bis 5 kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.

(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des
6. Hauptstlckes des FPG fallt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaf3 § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit
einer Ruckkehrentscheidung gemal3 dem 8. Hauptsttick des FPG zu verbinden.

(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehorigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 88 55, 56 oder 57
abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Ruckkehrentscheidung gemalR dem 8. Hauptstick des FPG zu
verbinden. Wird ein solcher Antrag zurlickgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des § 58 Abs. 9 Z 1 bis 3
vorliegt.

8 57 AsylG 2005 lautet:

(1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehorigen ist von Amts wegen oder auf begrindeten Antrag eine
+Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz” zu erteilen:

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemal’ § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehdrige stellt eine Gefahr fir die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des 8 73 StGB entspricht,

2. zur Gewabhrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziiberschreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmaRig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfugung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden kénnen und der Drittstaatsangehodrige glaubhaft macht, dass die Erteilung der

+Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz” zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung der
+Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz” eine begriindete Stellungnahme der zustandigen Landespolizeidirektion
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behérde ist der Ablauf der Fristen gemal3 Abs. 3 und 8 73
AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemal Abs. 1 Z 2 ist als unzulassig zurickzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen wurde oder
zivilrechtliche Anspriche nicht geltend gemacht wurden. Die Behérde hat binnen sechs Wochen Uber den Antrag zu

entscheiden.

(4) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 3 ist als unzulassig zurlickzuweisen, wenn eine einstweilige Verflgung nach 8§ 382b oder

382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hatte werden kénnen.
8§ 58 AsylG 2005 lautet:

(1) Das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal § 57 von Amts wegen zu prifen, wenn
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1. der Antrag auf internationalen Schutz gemal 88 4 oder 4a zurtickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt,

4.  einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird oder

5. ein Fremder sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des 6.
Hauptstlickes des FPG fallt.

(2) Das Bundesamt hat einen Aufenthaltstitel gema & 55 von Amts wegen zu erteilen, wenn eine
Ruckkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG rechtskraftig auf Dauer fUr unzulassig erklart wurde. § 73
AVG gilt.

(3) Das Bundesamt hat Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prufung der Erteilung eines Aufenthaltstitels
gemal’ 88 55 und 57 im verfahrensabschlieBenden Bescheid abzusprechen.

(4) Das Bundesamt hat den von Amts wegen erteilten Aufenthaltstitel gemal 88 55 oder 57 auszufolgen, wenn der
Spruchpunkt (Abs. 3) im verfahrensabschlieRenden Bescheid in Rechtskraft erwachsen ist. Abs. 11 gilt.

(5) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemalR 88 55 bis 57 sowie auf Verlangerung eines Aufenthaltstitels
gemal § 57 sind personlich beim Bundesamt zu stellen. Soweit der Antragsteller nicht selbst handlungsfahig ist, hat
den Antrag sein gesetzlicher Vertreter einzubringen.

(6) Im Antrag ist der angestrebte Aufenthaltstitel gemal 88 55 bis 57 genau zu bezeichnen. Ergibt sich auf Grund des
Antrages oder im Ermittlungsverfahren, dass der Drittstaatsangehorige fur seinen beabsichtigten Aufenthaltszweck
einen anderen Aufenthaltstitel bendtigt, so ist er GUber diesen Umstand zu belehren; § 13 Abs. 3 AVGgilt.

(7) Wird einem Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 8§ 55, 56 oder 57 stattgegeben, so ist dem Fremden
der Aufenthaltstitel auszufolgen. Abs. 11 gilt.

(8) Wird ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaf3 §§ 55, 56 oder 57 zurlick- oder abgewiesen, so hat das
Bundesamt dartber im verfahrensabschlieRenden Bescheid abzusprechen.

(9) Ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel nach diesem Hauptstlick ist als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn der
Drittstaatsangehorige

1. sichin einem Verfahren nach dem NAG befindet,
2. bereits Uber ein Aufenthaltsrecht nach diesem Bundesgesetz oder dem NAG verfligt oder

3. gemal § 95 FPG Uber einen Lichtbildausweis fur Trager von Privilegien und Immunitaten verflgt oder gemals
24 FPG zur Ausubung einer blof3 vorubergehenden Erwerbstatigkeit berechtigt ist

soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt. Dies gilt auch im Falle des gleichzeitigen Stellens mehrerer
Antrage.

(10) Antrage gemal 8 55 sind als unzulassig zurickzuweisen, wenn gegen den Antragsteller eine
Ruckkehrentscheidung rechtskraftig erlassen wurde und aus dem begriindeten Antragsvorbringen im Hinblick auf die
Berucksichtigung des Privat- und Familienlebens gemaR § 9 Abs. 2 BFA-VG ein geanderter Sachverhalt, der eine
erganzende oder neue Abwagung gemal Art. 8 EMRK erforderlich macht, nicht hervorgeht. Antrage gemaf3 88 56 und
57, die einem bereits rechtskraftig erledigten Antrag (Folgeantrag) oder einer rechtskraftigen Entscheidung nachfolgen,
sind als unzulassig zurlickzuweisen, wenn aus dem begrindeten Antragsvorbringen ein maligeblich geanderter
Sachverhalt nicht hervorkommt.

(11) Kommt der Drittstaatsangehdrige seiner allgemeinen Mitwirkungspflicht im erforderlichen AusmaR, insbesondere
im Hinblick auf die Ermittlung und Uberpriifung erkennungsdienstlicher Daten, nicht nach, ist

1. das Verfahren zur Ausfolgung des von Amts wegen zu erteilenden Aufenthaltstitels (Abs. 4) ohne weiteres

einzustellen oder
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2. der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels zurickzuweisen.
Uber diesen Umstand ist der Drittstaatsangehérige zu belehren.

(12) Aufenthaltstitel dirfen Drittstaatsangehdrigen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, nur persénlich ausgefolgt
werden. Aufenthaltstitel fur unmuindige Minderjahrige dirfen nur an deren gesetzlichen Vertreter ausgefolgt werden.
Anlasslich der Ausfolgung ist der Drittstaatsangehdrige nachweislich Uber die befristete Gultigkeitsdauer, die
Unzulassigkeit eines Zweckwechsels, die Nichtverlangerbarkeit der Aufenthaltstitel gemall 88 55 und 56 und die
anschlieBende Méglichkeit einen Aufenthaltstitel nach dem NAG zu erlangen, zu belehren.

(13) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 88 55 bis 57 begriinden kein Aufenthalts- oder Bleiberecht.
Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemall 88 55 und 57 stehen der Erlassung und Durchfuhrung
aufenthaltsbeendender MalRnahmen nicht entgegen. Sie kdnnen daher in Verfahren nach dem 7. und 8. Hauptstuck
des FPG keine aufschiebende Wirkung entfalten. Bei Antragen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 8 56 hat das
Bundesamt bis zur rechtskraftigen Entscheidung Uber diesen Antrag jedoch mit der Durchfuhrung der einer

Ruckkehrentscheidung umsetzenden Abschiebung zuzuwarten, wenn

1. ein Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung erst nach einer Antragstellung gemafR § 56 eingeleitet
wurde und
2. die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal’ 8 56 wahrscheinlich ist, woflr die Voraussetzungen des 8 56 Abs. 1 Z

1, 2 und 3 jedenfalls vorzuliegen haben.
8 52 FPG lautet:

(1) Gegen einen Drittstaatsangehdérigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rlckkehrentscheidung zu erlassen,

wenn er sich
1. nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Ruckkehrentscheidungsverfahren binnen sechs
Wochen ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehoérigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4.  ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte
Drittstaatsangehorige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder

abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemal 8 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird,
der der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien Einreise
entgegengestanden ware,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemal § 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittlung zur Verfugung
steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit
nachgegangen ist,


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/52
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/60

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 8§ 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als
fanf Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4.  der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5.  das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemal3 § 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBI. | Nr. 68/2017, aus Grunden,
die ausschliel3lich vom Drittstaatsangehdrigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfllt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdalR§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wirdigen, die der
Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen

kénnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und uber einen Aufenthaltstitel “Daueraufenthalt - EU” verfiigt, hat das Bundesamt eine
Riickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemal3 8 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit

darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehodrige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grunden der &ffentlichen Ordnung oder

Sicherheit erforderlich, ist eine Riuckkehrentscheidung gemal’ Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemal Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des 8 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige

zuruickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverzuiglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz uUber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Mit der Ruckkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, ob die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen
gemal § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaats,
in den der Drittstaatsangehorigen abgeschoben werden soll, aus von ihm zu vertretenden Griinden nicht moglich sei.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemaR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte
Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemali8 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemall 8 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Riickkehrentscheidung rechtfertigen wurde.

§ 9 BFA-VG lautet:

(1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemaR§ 52 FPG, eine Anordnung zur AuRBerlandesbringung gemafl8 61
FPG, eine Ausweisung gemal § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu bertcksichtigen:
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1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden

rechtswidrig war,

2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3.  die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

4.  der Grad der Integration,

5.  die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstolRe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8.  die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemall 8 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)

verfligen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Ruckkehrentscheidung gemal §§ 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des maligeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemal? 8 10 Abs. 1 des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. ervon klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Riickkehrentscheidung gemald 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos

scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mafRgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemaB§ 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt.

Art. 8 EMRK lautet:
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer offentlichen Behorde in die Ausiibung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte

und Freiheiten anderer notwendig ist.
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8§ 55 FPG lautet:
(1) Mit einer Ruckkehrentscheidung gemalR § 52 wird zugleich eine Frist fur die freiwillige Ausreise festgelegt.

(1a) Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht fur die Falle einer zurickweisenden Entscheidung gemali§ 68
AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemafR 8 18 BFA-VG durchfuhrbar wird.

(2) Die Frist fur die freiwillige Ausreise betragt 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer
vom Bundesamt vorzunehmenden Abwagung festgestellt wurde, dass besondere Umstande, die der
Drittstaatsangehdorige bei der Regelung seiner personlichen Verhaltnisse zu bertcksichtigen hat, die Grinde, die zur
Erlassung der Rickkehrentscheidung gefuhrt haben, Gberwiegen.

(3) Bei Uberwiegen besonderer Umstidnde kann die Frist fiir die freiwillige Ausreise einmalig mit einem ldngeren
Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage festgesetzt werden. Die besonderen Umstdande sind vom
Drittstaatsangehorigen nachzuweisen und hat er zugleich einen Termin fir seine Ausreise bekanntzugeben. 8 37 AVG

gilt.
(4) Das Bundesamt hat von der Festlegung einer Frist fur die freiwillige Ausreise abzusehen, wenn die aufschiebende
Wirkung der Beschwerde gemal? 8 18 Abs. 2 BFA-VG aberkannt wurde.

(5) Die Einrdumung einer Frist gemal Abs. 1 ist mit Mandatsbescheid & 57 AVG) zu widerrufen, wenn bestimmte
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehorigen die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit gefahrdet oder Fluchtgefahr besteht.

2.2. Der gg. Antrag auf Gewahrung von internationalem Schutz wurde vom BFA gemalR 88 3 und 8 AsylG abgewiesen.
Die dagegen erhobene Beschwerde wurde vom BF zurtickgezogen. Die Einreise des BF in das Gebiet der europaischen
Union und in weiterer Folge nach Osterreich ist nicht rechtméaRig erfolgt. Sein Aufenthalt stutzte sich seit der Einreise
bloR auf die Bestimmungen des AsylG flr die Dauer seines nunmehr abgeschlossenen Verfahrens. Ein sonstiger
Aufenthaltstitel des drittstaatsangehorigen Fremden ist nicht ersichtlich und wurde auch kein auf andere
Bundesgesetze gestutztes Aufenthaltsrecht behauptet. Es liegt daher kein rechtmaRiger Aufenthalt des BF im
Bundesgebiet mehr vor und fallt er damit nicht in den Anwendungsbereich des 6. Hauptsttickes des FPG betreffend

Zuruckweisung, Transitsicherung, Zurtickschiebung und Durchbeférderung.

Es lagen keine Umstande vor, dass ihm allenfalls von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaR§ 57 AsylG 2005
(Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz) zu erteilen gewesen ware und wurde diesbeziglich in den Beschwerden

auch nichts dargetan.

2.3. Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt lll, erster Satz, des angefochtenen Bescheides als unbegriindet
abzuweisen und die behdrdliche Entscheidung gemafld 8 10 Abs. 2 AsylG 2005 mit einer Rickkehrentscheidung gemal
dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden.

2.4. Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss tberpruft werden,
ob sie einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Rechts der Beschwerdeflihrer auf Achtung ihres Privat-
und Familienlebens in Osterreich darstellt.

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art 8 EMRK schutzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst
jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv
zusammenleben; das Verhdltnis zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern auch dann, wenn es kein
Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).

Der Begriff des Familienlebens ist jedoch nicht nur auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat griinden, sondern
schliel3t auch andere de facto Beziehungen ein; mal3gebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die
Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR
Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua).

Wie der Verfassungsgerichtshof in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und ZI.B 1150/07, dargelegt hat,
sind die Behdrden stets dazu verpflichtet, das offentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung gegen die
personlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am MaRstab des Art. 8 EMRK
abzuwagen, wenn sie eine Ausweisung verfugt. In den zitierten Entscheidungen wurden vom VfGH auch
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unterschiedliche - in der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) fallbezogen
entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung zu beachten
sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fuhren kénnen, dass Art. 8 EMRK einer Ausweisung
entgegensteht:

die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknupft wird (EGMR 31.01.2006, Rodrigues da
Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, 0JZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, ZI. 11103/03, NVwZ 2005,
1046),

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ
1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99, OJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, ZI. 21830/93, OJZ 1998, 271) und
dessen Intensitat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00),

die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582;
09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EUGRZ 2006, 554; vgl. auch
VwGH 05.07.2005, ZI. 2004/21/0124; 11.10.2005, ZI.2002/21/0124),

die Bindungen zum Heimatstaat,

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch VerstoRe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie

auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, ZI.
44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, OJZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07).

Nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fur Menschenrechte sind die Staaten im Hinblick auf das
internationale Recht und ihre vertraglichen Verpflichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt und die Ausweisung
von Fremden zu Uberwachen (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80 ua, EUGRZ 1985, 567; 21.10.1997, Bouijlifa,
ZI. 25404/94; 18.10.2006, Uner, ZI. 46410/99; 23.06.2008 [GK], Maslov, 1638/03; 31.07.2008, Omoregie ua., ZI. 265/07).
Die EMRK garantiert Auslandern kein Recht auf Einreise, Aufenthalt und Einblrgerung in einem bestimmten Staat
(EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00).

In Erganzung dazu verleiht weder die EMRK noch ihre Protokolle das Recht auf politisches Asyl (EGMR 30.10.1991,
Vilvarajah ua., ZI. 13163/87 ua.; 17.12.1996, Ahmed, ZI. 25964/94; 28.02.2008 [GK] Saadi, ZI. 37201/06).

Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein
Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden Fallen
einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begrindet keine generelle Verpflichtung fur den Staat,
Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenfiihrungen zuzulassen. Jedoch hangt in
Fallen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehdrigen
von ihm Staat Ansassigen Aufenthalt zu gewahren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem
Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das AusmaR des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der
Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat uniiberwindbare Hindernisse fiir das Familienleben
bestehen, sowie ob Griinde der Einwanderungskontrolle oder Erwagungen zum Schutz der &ffentlichen Ordnung fir
eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begrindung
wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern
bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefallen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012,
Antwi u.a., ZI. 26940/10).

Aufenthaltsbeendende Malinahmen beeintrachtigt das Recht auf Privatsphére eines Asylantragstellers dann in einem
Malie, der sie als Eingriff erscheinen lasst, wenn Uber jemanden eine Ausweisung verhangt werden soll, der lange in
einem Land lebt, eine Berufsausbildung absolviert, arbeitet und soziale Bindungen eingeht, ein Privatleben begriindet,
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welches das Recht umfasst, Beziehungen zu anderen Menschen einschlie3lich solcher beruflicher und geschaftlicher
Art zu begriinden (Wiederin in Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 5. Lfg., 2002, Rz 52 zu Art 8 EMRK).

Nach der Rechtsprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert
die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen
von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den groRten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Gbersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).

2.5. In Osterreich lebt lediglich eine ebenfalls volljahrige Schwester des BF, die mit ihren Angehérigen ebenfalls als
Asylwerberin hier aufhaltig ist. Eine besondere Abhdngigkeit des volljahrigen und selbsterhaltungsfahigen BF von
dieser Schwester konnte nicht erkannt werden. Es besteht weder ein gemeinsamer Haushalt noch sind sonstige
besondere Merkmale der Abhangigkeit hervorgekommen, weshalb nicht vom Bestehen einer familiaren
Nahebeziehung iSd Judikatur des EGMR zu Art. 8 EMRK auszugehen war.

Auch die seit etwa einem halben Jahr bestehende Beziehung des BF zu seiner Freundin vermochte mangels
gemeinsamen Haushalts kein in diesem Sinne schitzenswertes Familienleben zu begriinden, weshalb im gg. Fall
lediglich das bisher entstandene Privatleben des BF zu beachten war.

Der BF halt sich seit der nicht rechtmaligen Einreise in das Bundesgebiet im April 2015, sohin seit funf Jahren und
zehn Monaten faktisch im Bundesgebiet auf. Er war seit der Antragstellung im Gefolge der Einreise als Asylwerber in
Osterreich bloR vortibergehend aufenthaltsberechtigt. Das Gewicht dieses bisherigen Aufenthalts in Osterreich war
zwar dadurch abgeschwacht, dass er seinen Aufenthalt durch einen unberechtigten Antrag auf internationalen Schutz
zu legalisieren versuchte, er konnte alleine durch die Stellung dieses Antrages nicht begrindeter Weise von der
zukuinftigen dauerhaften Legalisierung des Aufenthalts ausgehen. Zu seinen Gunsten war in diesem Zusammenhang
jedoch zu berucksichtigen, dass die lange Verfahrensdauer von Uber funf Jahren nicht auf sein Verschulden

zurlckzufUhren war.

Er besuchte mehrere Spracherwerbsmaf3nahmen und verfligt Gber sehr gute Deutschkenntnisse, wie die von ihm in
der Verhandlung vor dem BVwG demonstrierten ausgezeichneten Deutschkenntnisse sowie zuletzt die erfolgreiche
Ablegung der Sprachprifung auf dem Niveau B1 zeigten. Aufgrund seines langjahrigen Aufenthalts, seiner
mehrjahrigen Berufstatigkeit und seiner ehrenamtlichen Tatigkeit in einem integrationsfordernden Verein war auch
von einer guten gesellschaftlichen Integration des BF in Osterreich auszugehen.

Er bezog seit seiner Einreise bis 01.09.2016 Leistungen der staatlichen Grundversorgung flr Asylwerber.
Demgegenulber begann er am 01.09.2016 eine berufliche Ausbildung zum zahnarztlichen Assistenten, die er am
16.12.2019 erfolgreich abschloss. Er war zudem, mit Ausnahme eines nur sehr kurzen Zeitraums von 01.09.2019 bis
10.09.2019, bis 31.12.2019 in derselben Zahnarztpraxis erwerbstatig. Schon angesichts dessen war von einer
erfolgreichen Integration in den Osterreichischen Arbeitsmarkt auszugehen. Wenngleich er sich nach Beendigung
seiner Ausbildungszeit flir einen beruflichen Wechsel entschied, bestritt er seinen Lebensunterhalt auch in der Folge
bis 18.10.2020 durch eine legale unselbstandige Erwerbstatigkeit. Beginnend mit 29.03.2021 wird er in ein vom AMS
gefordertes einjahriges Ausbildungsverhaltnis als sogen. Schwarzdecker eintreten. Es ist daher auch in Zukunft zu
erwarten, dass er seinen hiesigen Lebensunterhalt durch eine Erwerbstatigkeit und nicht durch den Bezug von
staatlichen Sozialleistungen bestreiten wird und sohin selbsterhaltungsfahig ist.

2.6. Im Hinblick auf diese Ausgangslage das Privatleben des BF im Bundesgebiet betreffend war zu konstatieren, dass
er zum einen in sprachlicher Hinsicht eine sukzessive Integration vorantrieb und dadurch sehr gute Kenntnisse der
deutschen Sprache erwarb.

Zum anderen zeichnete sich sein Aufenthalt durch eine erfolgreiche berufliche Integration aus, zumal er in Osterreich
seine Ausbildung zum zahnarztlichen Assistenten erfolgreich abgeschlossen hat und seinen hiesigen Lebensunterhalt
Uberwiegend durch seine Erwerbstatigkeit bestritt und demnachst ein eine weitere geforderte handwerkliche
Ausbildung eintreten wird. Ausgehend davon kann auch auf seine kinftige Selbsterhaltungsfahigkeit geschlossen

werden.



Durch sein ehrenamtliches Engagement zeigte er ebenso sein Bemihen um gesellschaftliche Integration.

Diesen privaten Interessen des BF in Osterreich stehen wiederum die &ffentlichen Interessen des Schutzes der
offentlichen Ordnung, insbesondere in Form der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden
regelnden Bestimmungen, sowie des wirtschaftlichen Wohles des Landes gegenUber.

Hinsichtlich des Umstandes, dass sich der BF in Osterreich bis dato wohl verhalten hat, ist darauf hinzuweisen, dass

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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